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Entwurf ein.es Gesetzes über das 
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Auf G1:und Beschlusses des Ministerrats vom 
27. Januar 1953 uni.erhreite ich anliegend den vor­
hezeichneteu Gesetze.ni.w urf der Staatsregierung mit 
der Bitte um weitei·e verfassungsmäßige Behandh111g: 

. Der Entwurf ist gleichzeitig dem Bayerische!! 
Senat mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
ehvaige gutachtliche Äußerung zLLgeleitet wol'den. 

(gez.) Dr. Ehurd, 
Baye1·ischcr Ministcrprtisideu t 
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Entwu1·f eines Gese~es 
über das Verfahren in Wild~ und Jagdschadcnssnclien 

Art. 1 

(1) Wild- und Jagdschäden (Art. 37 ff Bayer. 
Jagdgesetz) können gerichtlich erst geltend gemacht 
werden, wenn ein Vorverfahren nach Maßgabe die­
ses Gesetzes zur Abschätzung· des Schadens bei der 
Verwaltung·sbehörde der Gemeinde, in der das he­
~chäcligte Grundstück liegt, vorausgegangen ist. 

(2) Die Gemeinde führt das Vorverfahren im 
eigenen vVirkungskreis durch. 

Art. 2 

(1) Bei Anmeldung eines Schadens nach Art. 43 
Abs. J Bayer. Jagdgesetz hat die Gemeinde sofort zu 
prüfen, ob die Anmeldepflicht gewahrt ist. Ein ver­
späteter Antrag, der; trotz Belehrung aufrechterhal­
ten wird, ist kostenpflichtig mit schriftlichem Be­
scheid zurückzuweisen. Der Bescheid ist dem Antrag­
steller z uz us telle n. 

(2) Ist die AumeldLu1g rechtzeitig erfolgt, so hat 
die Gemeinde unverzüglich einen Schätzungstermin 
anzuberuum.en. Zu dem. Termin sind der Geschä­
digte und die El'satzpflichügen (Art. 39 Abs. J und ?. 
Bayer. Jagdgesetz) mit dem Hinweis zu laden, daH 
auch bei ihrem Nichterscheinen der Schaden erinit­
telt wird. 

(3) Zu dem Termin soll die Gemeinde einen · 
Wildschade1~sschätzer aus den nach Art. 8 hierzu be­
stellten Personeu möglichst nach Anhören der Be­
teiligten auswählen und laden. Der Schätzer darf · 
weder in einem Vertrags- oder Abhängigkeitsvei·­
hältnis zu einem der Beteiligten stehen, noch mit 
einer Partei in gerader Linie ve1"wanclt, verschwä­
gert oder d urcb ·Adoption verbunden oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bi:0 
zum Z"\Veiten Grad verschwägert sein. 

(4) Von der Beiziehung· des Schätzers kann ab­
gesehen werden, wenn es sieh um einen gering­
fügigen Schaden handelt oder die Beteilig·ten ver­
gleichsbereit sind. 

(5) Den Beteiligten bleibt es unbenommen, \Vild­
uncl Jag·dschadenssaclien ohne Mitwirkung der Ge­
meinde im \Vege der freiwilligen Übereinkunft zu 
reg·e.ln. 

Art. 3 

(1) Die Gemeinde hat in dem gemäfl Art. 2 
Abs. 3 und 3 anberaumlen Termin eine gütliChc 
Einigung der Beteilig·ten anzustreben. 

(2) über die Verhandlung ist eine NiederschriH 
nnzufertigen. Einigen sich die Beteiligten, so hat die 
Gemeinde in der Niederschrift neben der Höhe des 
Schadensersatzes auch Art und Umfangdes Schadens 
anzugeben, sowie iiber die Kosten des Verfahrens 
zu befinden. Eine Belehrung über clie Vollstreckbar­
keit (Art. 6) ist beizufügen. Die Niederschrift ist von 
den Bet.eiligten zu unterfertigen. ] e eine beglaubigte 
Abschrift ist den Beteiligten gegen Nachweis auszu­
händigen. 
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(3) Auf Antrag eines der Beteiligten ist die. end­
gültige Schadensfestsetzung bis zur Ernte zurückzu­
stellen. Im Schätzungstermin nach der Ernte ist eben­
falls zunächst eine gütliche Einigung der Beteiligten 
anzustreben. 

Art. 4 

(1) Kommt eine gütlicheEinigung nichi zustande, 
so hat die Gemeinde, falls noch nicht geschehen, ·uü­
verziiglich einen Wildschadensschätzer unter Beach­
tung des Art. 2 Abs. 3 beizuziehen; gegebenenfalls 
ist ein neuer Termin anzusetzen. 

(2) Der Wildschadensschätzer hat ein Gutad1ten 
iiber Art, Umfang und Höhe des Schadens sowie 
iiber etwaiges Mitverschulden des Geschädigten zu 
erstatten. Das Gutachten soll auf die Streitpunkte 
eingehen, die einer gütlichen Einigung entgegen­
stehen. 

(3) Auf der Grundlage des Gritachtens erläßt die 
Gemeinde einen Vorbescheid, der den Ersatzberech­
tigten, den Ersatzpflichtigen und die Höhe des Sclia­
densersatzes feststellt. Der Vorbescheid ist mit 
Gründen zu versehen, insbesondere sind in ihm Art 
und Umfang des Schadens festzulegen. Der Vor­
bescheid muß eine Bestimmung· iiber die Kostentra­
gung enthalten. Eine Belehrung über Rechtsmittel 
(Art. 7) und Vollstreckbarkeit (Art. 6) ist beizufüg·en. 
Je eine Ausfertigung des Vorbescheides ist den Be­
teiligten gegen Nach weis zuzustellen. 

Art. 5 

(1) Als Kosten des gemeindlichen Vorverfahl'ens 
kommen neben den Gebiihl'en für die Amtshandlun­
gen der Gemeinde nur die notwendigen Auslagen, 
insbesondere die Reisekosten und eine angemessene 
Aufwandsentschädigung des Schätzers sowie Porfo­
anslagen und Botenlöhne in Ansatz. 

(2) Die den Beteiligten erwachsenen Kosten sind 
nicht erstaHungsfähig. 

(3) Die Kosten hat grundsätzlich der Ersatz­
pflichtige zu tragen. Der Ersatzberechtigte ist an den 
Kosten angemessen zu beteiligen, soweit er solche 
unnötigerweise verursacht hat. 

Art. 6 
(1) Die Niederschrift über eine gütliche Eini­

gung nach Art. 3 Abs. 2 ist eine VVoche nach Aus­
händigung, der Vorbescheid nach Art. 4 Abs. 3 zwei 
vVochen nach Zustellung an den Ersatzpflichtigen 
vollstreckbar, sofern nicht Klage nach Art. 7 Abs. 3 
Buchst. b erhoben worden ist. 

(2) Für die Zwangsvollstreckung gelten die 
§§ 717-719, 724-793, 803-915 der Zivilprozeflord­
mrng sinngemäß mit folgender 1vlaHgabe: 
a) Die vollstreckbare Ausfertigung der Niederschrifl 

nach Art. 3 Abs. 2 und des Vorbescheids nach 
ArL 4 Abs. 3 wird von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des Amtsgerichts ert.eilt, in dessen 
Bezirk die mit dem Vorverfahren befaßte Ge­
meinde ihren Sitz hat; 

b) an Stelle des Prozeflgerichts (§§ 731, 767-770, 785, 
786, 791 der Zi vilprozeflorclnung) tritt das vorbe­
zeichnete A1;ntsgericht. 

Art. 7 

(l) Gegen den Vorbesdieid (Art. 4 Abs. 3) und 
gegen den Zurückweisungshescheicl wegen verspäte­
ter Anmeldung (Art. 2 Abs. J) ist Klage zum Amts­
gericht zulässig. Zuständig ist das Amtsgericht, i'l 
dessen Bezirk die mit dem Vorverfahren hefaHte 
Gemeinde ihren Sitz hat. 
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(2) Die Klage ist innerhalb einer Noilrist von 
zwei Wochen nacl1 Zustellung des Vorbescl1eides zu 
erheben. 

(3) Die Klage gegen den Voi·bescheid ist zu 
richten: 

u) vom Ersatzherechtigten gegen den Ersatz­
pflichtigen auf Zahlung des verlanglen Mehr­
betrag·es; 

b) vom Ersatzpflichtigen gegen den Ersatz­
berechtigten auf Aufhebung des Vorbescheides 
oder Herabsetzung des festgesetzten Betrages. 

(4,) Das Gericht kann clie Sache an die Gemeinde 
zur Durchführung· des Vorverfahrens zurückver­
weisen, wenn 

a) ein Vorbescheid den Erfordernissen des Art. 4 
Abs. 3 nicht entspricht oder . 

b) ein Zurückweisung·sbescheid wegen verspäteter 
Anmeldung zu Unrecht ergangen ist. 

(5) Im Urteil ist aucl1 über die der Gemeinde zu 
erstattenden Kosten des Vorverfahrens zu ent­
scheiden. 

Art. 8 

(1) Zur Abschätzung des Wild- und Jagdscha­
dens bestellt die Kreisverwalluugsbehörde nach An-

.hören der landwirtschaftlichen Berufsvertretung 
und des Jagdbeirates zuverlässige und unbeschol­
tene Landwirte iu ausreichender Zahl zu Wildscha­
densschätzern. Außerdem ist mindestens ein Forst­
sachverständiger als Schätzer für Wild- und Jagd­
schaden, der an Forstpflanzen entsteht, zu bestellen. 

(2) Die Schätzer sind durch Handschlag zu ver­
pflichten, das übertragene, Amt gewissenhaft wahr­
zunehmen und insbesondere ihr Gutachten unpar­
teiisch und nach bestem Wissen und Gewissen abzu­
geben. 

(3) Die KreisYcrwaHungsbehörde kann die Bc­
stellüng der Schätzer jederzeit 'widerrufen, wenn 
die Voraussetzungen für die Bestellung nicht inelu 
gegeben sind. 

Art. 9 

Das bayer. Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft lind Forsten erläßt im Benehmen 
mit den beteiligten Staatsministerien die erforder­
lichen Vollzugsschriften. 

Art 10 

Das Gesetz tritt am . 

* 

rn Kraft. 
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A. A 11 g e m e i n e s. 

Die Übergangsbestimmung des Art. 58 Bayer.JG ist 
mi fler Kraft getreten, weil die ordnungsg·emäfle J agcl 
wieder möglich ist. Die Ansprüche auf Ersatz von Wild­
schäden können nun nach Maflg·abe des Bayer. Jagd­
gesetzes (Art.3? ff) geltend gemacht werden. Die ersafa­
berechtig-ten · Grundbesitzer haben sich mit den Jagd­
genossensclrnften oder den Revierinhubern weg·en des Er­
satzes der Schäden mtseinanderzusetzen. 

Nach Art. 43 Abs. 2 Bayer.JG ist das Verfahren in 
Wild- und J ag·dschadenssachen durch ein Gesetz zn 
ordnen. Ein solches Gesetz ist dringend notwendig, um 
die zahlreichen Streitfälle beschleunig·t zu regeln. 

Nach Art. LI. des Bayer. Geseizes, betreffend den Er­
satz des Wildschadens vom 15. Juni 1850 / 9. Juni 1899, das 
in Bayern bis zum Inkrafttreten der Reid1sjagdg·ese[z .. 
gebung in Geltung war, richtete sich Verfahren und ln­
stanzenzug bei Streitigkeiten in Wildschadenssachen nach 
den für den Zivilprnzeß. geltenden Vorschriften. § 23 GVG 
weist ohne Rücksieb t auf . den W eri. des Streitgegenstan­
des alle Wildschadenssachen dem Amtsg-ericht zu. 

Die Wildschäden haben durch die nngereg·elte Jag·cl­
a usiibung der letzten Jahre eine ungewöhnliche Höhe er­
reicht. Bercifa vor dem Krieg·c belief sich der festg;cstcllte 
und bezahlte 'Wildschaden im H.eichsg·ebiel auf rulltl 
2,5 Mill. RM, das wa!'en etwa 100/o des Wedes des erleg­
ten Wildes. Gegenwärtig dürfte der Schaden erheblich 
höher sein, so daR mit zahlreichen Streitigkeiten auf dem 
Gebiete des Wildschadensersatzes zu rechnen ist; wobei 
in vielen Fällen nm· gering·fügige Streitwerte in Frag·c 
kommen. 

Nach Art. ?O EG zum BGB kann die Lanclesg-esetz­
gebu ng die Grundsätze vorschreiben, nach denen der 
Wildschaden festzustellen ist. Das H.cichsg·cselz hatte den 
Art. ?0 EG zum BGB zw'm.· aufgehoben, mit Gesetz Nr. 13 

„ der Miliiärreg·ierung - Deutschland amerikanisches Kon­
trollgebiet - (GVBJ. S. 21.?/J948) wurde aber das Reichs­
jagdg;esetz nebst allen jS.nderungen und Dmchführungs­
vcrorclnungen beseitigt und gleichzeitig alle um 30. Januar 
1.933 giiltigen zwischenzeitlich aufgehobenen gesetzlichen 
Bestimmungen auf dem Gebiete des Jagdwesens wieder in 
Kraft g·esetzt. Art. ?O EG zum BGB is{ dahel' bis zum In­
Juafttreten des Bundesjagdgesetzes vom 28. November 
J952, d. h. bis zum 1. April 1953 (§ 46 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 
des Bundcsjagdg·esetzes) weiterhin gültig. 

Fiü die Zukunft sieht § 35 des Bundesjagdgesetzes 
ein Feststcllungsverfuhreu l'Dr einer V crwaltung·sbchördc 
(Vorverfahren) vor. · 

Zur Fcsistellung des Wildschadens sind. vor allem tat­
sächliche Erhebungen darüber notwendig, welche Wild­
gattung den Schaden verursachte, an welchen Kultur­
pflanzen der Schaden angerichtet wurde, in welchem 
Reifestadium die Pflanzen ün Zeitpunkt des Sclrndens 
waren, au·f welche Flächen sich der Schaden erstreckt und 
welche Ernteerwurtung im Vergleich zu den u11JJesci1ädig-­
Len Teilen des Grundstückes zerstört wmde. Diese Erhe­
hung·en machen in vielen Fällen einen Augenschein am 
Schadensode erforderlich, der möglichst unmittelbar im 
Anschluß an den Schadensfall durch einen geeigneten 
Sachverständigen zu erfolgen hat, da wichtige Spuren 
(z.B. die, ob Schaleirwild g·em. Art. 3? Abs: 1 Bayer. Jagd­
g·esetz beteiligt wm;), sich rasch verwiscl1cn. Fiir die end­
gültige Festsetzung des Schadens wird es zudem oft 
zweckmäßig oder sogar notwendig sein, bis zum Beginn 
der En:i,te zuzuwarten. Dies hat zur Folge, daß. zur Ernte­
Y-eit die Augen~cheintermine wiederholt werden müssen. 
Es kann nicht ausbleiben, daß. sich die Termine zur 
Erntezeit häufen. 

3 

Die bei der Durchführung' der g·crichtlichen Verfah­
ren in den vielen Bagatellsachen g·esammeltcn Erfahrun­
gen gaben An laß., mit dem Reichsjag·dg·esetz folgendes 
Vorverfahren einzuführen. Vom Kreisjägermeister be­
rnmnte Vertrauensleute wurden nls sogenannte Wild­
schadensschätzer bestellt. Die Ortspolizeibehörde, bei der 
de.i: Schaden binnen einer Ausschluflfrist von 3 Tagen an­
zumelden war, beraumte einen Schätzungsterrnin an, der 
entweder mit einem Zurückweisungsbeschcicl wegen ver­
späteter Anmeldung-, mit einer Niederschrift iibcr eine 
g·iitliche Einigung· der Beteilig·ten oder mit einem Vor­
bescheid über die Feststellung des Schadens abschloß. 

Erst nach Durchführung des Vorverfahrens konnte 
gerichtliche Klag'e erhoben werden. Das Klagerecht war 
besduänkt: 
a) Der El'satzberechiig·tc konnte uur auf Zahlung des 

über den Feststellungsbescheid hinaus veranlagten 
Mehrbetrages lmd 

b) der Ersatzpflichtige nur auf Aufhebung des angefoch­
tenen Vorbescheides klagen. 
Dieses Vorverfahren hat sich nach dem übereinstim­

menden Urteil der Praxis bewährt, denn es begünstigte 
eine schnelle und meist gütliche Abwicklung der gering­
füg·igen Schadensfälle. 

Es soll durch dieses Gesetz fiir Bayern wieder vor­
geschrieben werden. Die Gemeinden werden also nicht 
mit neuen Aufgaben bctra ut. (Art. 83 Abs. 3 hayer. Ver­
fassung .ist 11icht einschlägig.) Abgesehen davon kann die 
Gemeindebehörde Gebi.ih l'en für iJue Amtshandlungen 
nach dem Baye1-. Kostengesetz erheben (Art. 5 des Ent­
wurfes). Sie el'langt cladmch eine ilue1· Tätig·keit au­
g·emessene Entschiicligung·. 

B. Z u d e n e i n z e l n e n ß e s t i m m u 11 g e n i s t f o l -
gcncles zu bemerken: 

A r t. 1 A b s. J : 

Das Vorvcl'fahrcn ist P1·ozeß.vora ussetzung für die 
gerichtliche Klage. Die Klage ist unzulässig, solnng·e das 
Verfahren nicht clur·chgefi.ihd wurde. 

Abs. 2: 

Aus Gründen der H.echtssystematik ist es · g·cboten, 
eine Bestimmung· iiber die Red1 tsnatur der gemeindlichen 
Tätigkeit im Vorverfahren aufzunehmen. Die Streitigkei­
ten in Wild- und Jagdschadenssachen sind örtlich ver­
wurzelt. Ihre sachgemäHe Bereinigung ist eine Ordnungs­
aufgabe der örtlichen Gemeinschaft im Sinne des Art. ? 
Gemeindeordnung-. Es handelt sich daher um eine Tätig­
keit im eigenen \Virkung·skreis der Gemeinde. DazL1 
kommt, dail die Gerncü1cle das Vorverfahren selbst be­
sorgen soll und nuch im eig·enen Ermessen handeln kann. 
Die Staatsaufsicht kann sich auf die H.cchtsunfsicht be­
schränken. Fachaufsichtliche Weisung-eJY über das Gesetz 
und etwaige auf Grund des Art. 9 des Gesetzes erlassene 
Vollzugsvorschriflen hinaus sind nicht vcrnnlaß.t. Art. 83 
Abs.1 der bayer. Verfassung· steht der Zutciluug als Auf­
gabe im eig·cnen \Virkungskreis der Gemeinde nicht ent­
gegen. Der Katalog des Art. 83 BV ist nicht erschöpfend. 

Art. 2 Abs. 5: 
Zur VcrmeiduJ1g von Zweifeln erscheint es notwc'nclig-, 

im Gesetz selbst da.rauf hinzuweisen, daH sich die Betei­
ligten ohne Innnsp!'uchnahme der Gemeindeverwaltungs­
behörde einig·en könncll. Diese näd1si1iegcncle, einfachste 
und kostensparende Art der Sclrnclc11sregclung soll durch 
das Gesetz nicht be.riihrt werden. 

Art.6: 
Nach § 80! ZPO kann die Landesgesctzg-ehung beson­

dere Vollsi.recln1ngstitel zulassen. Yon dieser Ermächti­
gung soll Gebrauch gemacht werden, um das Verfahre11 
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in Wild- und Jagdschadenssachen zu vereinfachen und zu 
beschleunigen. Das gemeindliche Vorverfahren soll vom 
Gericht geringfügige Streitigkeiten fernhalten. Es ist ch­
her geboten, die in diesem Verfahren •ergehenden Be­
scheide für vollstreckbar zu er klären, wenn die Notfrist 
zur Erhebung der gerichtlichen Klag·e verstrichen ist. Die 
Yollstreckbare Ausfertigung der Niederschrift und des 
Vorbescheides soll nach den Vorschriften der Zivilprozefl. 
ordnung durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Amtsgerichtes erteilt werden, das für die Klage nacb 
Art. 7 zuständig ist und auch im übrigen werden die Be­
stimmungen der ZiYilprozeflordnung über die Zwangsvoll­
streckung angewendet. 

Art. 7: 

Die im Vorverfahren ergehenden Bescheide sind 
durch Rechtsmittel des Verwaltungsverfahrens nicht an­
fechtbar. Gegen sie ist 1rnr die an eine Notfrist gebun­
dene Klag·e möglich. 

Die Zurückweisung formell uugeniigender Besd1eicle 
an die Gemeindeverwaltu.ngsbehörden soll die über­
wachung der Sd1ätzer erleichtern und die Gemcindevet·­
waltungsbehörden erziehen, sorgfältig zu urbeiieu. 

Art. 8: 

Eine wesentliche Bedeutung kommt sowohl im Vor­
verfahren als auch im gerichtlichen Verfahren den Wild­
schadensschätzern zu. Sie sind als amtlich bestellte und 
überwachte Sachverständige anzusehen. Die Wildscha­
densschätzer werden· nach Anhören der landwirtschaft­
lichen Berufsvertretung und des J agclbeil'ates von der 
Kreisverwaltungsbehörde bestellt. Dadurch ist Gewähr 
gegeben, dafl bei der Auswahl der Schätzleute keine ein­
seitigen Interessenvertreter -zum Zuge kommen, sondern 
dafl das Hauptgewicht auf Fachkenntnisse und Unbeschol-
tenheit geleg·t wird. ' 

Der Kreisverwaltungsbehörde als der unteren all­
gemeinen Venvaltungsbehörde oblieg·t es, die Schätzer zu 
verpflichten und laufend geeignet zu überwachen. Die 
im Reichs,jugdgesetz vorg·esehene Bestellung auf be­
stimmte Zeit erschien nicht zweckmäflig, da kein Anlall 
besteht, einen Schätzer, der sich bewährt und gut ein­
gearbeitet hat, nach Ablauf einer kurz bemessenen Ar­
beitszeit wieder aus dem Dienst zu entfernen, die Ent­
hebung ist jedoch jederzeit notwendig, wenn sich ergeben 
sollte, dull eine ung·eeig·nete und nicht einwandfrei arbei­
tende Person als Schätzer au f'g·estellt wurde. 


